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B E S C H L U S S

Der Fürstliche Oberste Gerichtshof als Revisionsrekursgericht hat durch seinen ersten Senat unter dem Vorsitz des Präsidenten Univ. Prof.i.R. Dr. Hubertus Schumacher sowie die OberstrichterIn Dr. Wolfram Purtscheller, Dr. Marie-Theres Frick, lic. iur. Thomas Ritter und lic. iur. Rolf Sele als weitere Mitglieder des Senates, ferner im Beisein der Schriftführerin Astrid Wanger in der Rechtssache des Sicherungswerbers ---------- ----------, ---------- 37, 9495 Triesen, vertreten durch Müller & Partner Rechtsanwälte in 9490 Vaduz, gegen die Sicherungsgegner 1. lic. oec. HSG ---------- ----------, ---------- 11, CH 9000 St.Gallen, 2. Dr. ---------- ----------, Rechtsanwalt, ---------- 9, D-45131 Essen, 3. ---------- & ---------- Essen Rechtsanwälte GbR, ---------- 9, D-45131 Essen, 4. ---------- ---------- Aktiengesellschaft, ---------- 22/I, 9495 Triesen, diese vertreten durch Dr. Thomas Geiger, Rechtsanwalt in 9490 Vaduz, als bestellter Kollisionskurator (ON 15), wegen Eintragungen im Handelsregister (Streitinteresse: CHF 400‘000.00), über den Unterbrechungsantrag des Erstsicherungsgegners vom 09.11.2020 in nicht öffentlicher Sitzung (Videokonferenz gem Art 6 Covid-19 VJBG) beschlossen:
Der Unterbrechungsantrag vom 09.11.2020, wird, soweit er sich auch auf das Verfahren vor dem Fürstlichen Obersten Gerichtshof zu OGH.2020.83 (01 CG.2014.140) bezieht, z u r ü c k g e w i e s e n. 
B e g r ü n d u n g :

1.
Die Sicherungsgegnerin zu 4. (früherer Firmenwortlaut: ---------- Aktiengesellschaft) ist eine im Handelsregister des Fürstentums Liechtenstein zu Reg.-Nr. FL--------- eingetragene Aktiengesellschaft nach liechtensteinischem Recht mit eingetragenem Sitz in Triesen. Der Sicherungsgegner zu 1. war bis 10.07.2013 als Mitglied des Verwaltungsrates und Geschäftsführer (bis 02.03.2006 als Präsident des Verwaltungsrates) eingetragen. Der Sicherungswerber ist seit 02.03.2006 als Mitglied des Verwaltungsrates und seit 10.07.2013 zudem als Geschäftsführer eingetragen.  
2.
Im Verfahren 02 CG.2007.114 des Fürstlichen Landgerichtes (früheres AZ: 02 CG.2005.163) wurde der Sicherungsgegner zu 1. als Beklagter aufgrund der vom Sicherungswerber und Kläger erhobenen Klage mit rechtskräftigem Urteil vom 28.12.2009, GZ 02 CG.2007.114-55, dazu verurteilt, dem Kläger gewisse Aktienzertifikate der ---------- AG herauszugeben. Weiter enthält jenes Urteil die spruchmässige Feststellung, dass der Sicherungsgegner zu 1. nicht Aktionär der ---------- AG ist und auch niemals Aktionär dieser Gesellschaft war. 
3.
Über Antrag des Sicherungswerbers erliess das Erstgericht am 20.03.2014 einen Amtsbefehl mit folgendem hier wesentlichen Inhalt (ON 2):
„Zur Sicherung des Anspruchs des Sicherungswerbers auf Nichtigerklärung der am 11.02.2014 (in einer „Generalversammlung“ der Sicherungsgegnerin zu 4. in Essen) gefassten Beschlüsse ergehen folgende Anordnungen
1. Dem Amt für Justiz – Handelsregister wird untersagt, im Handelsregister bei der ---------- ---------- Aktiengesellschaft, FL---------, die Eintragungen und Löschungen gemäss Schreiben und Antrag von Dr. ---------- ---------- vom 26. Februar 2014 vorzunehmen, insbesondere:
a) Löschung von ---------- ---------- als Verwaltungsrat
b) Eintragung von Dr. ---------- ---------- als Verwaltungsrat
c) Eintragung von Dr. ---------- ----------, ---------- 9, D-45131 Essen, als Repräsentant/Zustelladresse
d) Eintragung von ---------- ---------- als Geschäftsführer
e) Eintragung von ---------- und ---------- Rechtsanwälte Essen GbR als Hinterlegungsstelle
………..“
4.
Das Erstgericht wies mit Beschluss vom 03.02.2015 (ON 31) die von den Sicherungsgegnern gegen den Amtsbefehl erhobenen Einsprüche ab. 
5.
Mit Beschluss vom 09.07.2020 (ON 119) wies das Fürstliche Obergericht einen Rekurs der Sicherungsgegner zu 1. bis 4. gegen den Beschluss vom 03.02.2015 insoweit zurück, als dieser auch namens der Sicherungsgegnerin zu 4. erhoben wurde. Weiter wurde mit diesem Beschluss ausgesprochen, dass der Antrag der Sicherungsgegner zu 1. – 3., die Adresse der Sicherungsgegnerin zu  4. auf „---------- 9, D-45131 Essen“ zu berichtigen, zurückgewiesen werde. Im Übrigen wurde den Rekursen der Sicherungsgegner zu 1. sowie zu 2. und 3. (ON 35 und 37) keine Folge gegeben. Schliesslich sprach das Rekursgericht aus, dass der Sicherungswerber seine Kosten des Rekursverfahrens vorläufig selbst zu tragen habe, während die Sicherungsgegner ihre Kosten des Rekursverfahrens endgültig selbst zu tragen hätten. 
Dem  Beschluss ON 119 ist eine Rechtsmittelbelehrung angeschlossen, wonach insoweit, als der Rekurs zurückgewiesen wurde, das binnen 14 Tagen ab Zustellung beim Landgericht einzubringende Rechtsmittel des Revisionsrekurses an den Fürstlichen Obersten Gerichtshof offenstehe, während im Übrigen kein Rechtsmittel zulässig sei. Dieser Beschluss wurde dem Erstsicherungsgegner am 22.07.2020 zugestellt (ON 124). 
6. Am 06.08.2020 gab der Erstsicherungsgegner einen Revisionsrekurs gegen den Beschluss ON 119 zur Post. Darin wird zunächst ausgeführt, dass der angefochtene Beschluss dem Erstsicherungsgegner am 22.07.2020 „mitsamt falschem Rubrum“ übersandt worden sei. Es werde „weiterhin unter dem Einredevorbehalt fehlender Gerichtsbarkeit und Zuständigkeit Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand beantragt“. Zusätzlich führt der Erstsicherungsgegner an, dass die Beklagten sich selbst vertreten würden und die Adresse der Viertsicherungsgegnerin auf „---------- 9, D-45131 Essen“ zu berichtigen sei. Diese werde durch „RA Dr. C. ----------“ vertreten. Das Rechtsmittel enthält die Erklärung, den Beschluss ON 119 vollumfänglich aus diversen Rekursgründen anzufechten. Abschliessend wird der (insgesamt erkennbar) an den Fürstlichen Obersten Gerichtshof gerichtete Antrag gestellt, „das Fürstliche Obergericht Vaduz wolle diesem Rekurs Folge geben und den angefochtenen Beschluss sowie das vorausgegangene Rechtsicherungsverfahren einschliesslich des Amtsbefehls vom 20.03.2014 01 CG.2014.140 ON 2 wegen Nichtigkeit ersatzlos aufheben; dies unter Kostenfolge zu Lasten des Sicherungswerbers, dem die Prozesskosten binnen 14 Tagen bei sonstiger Exekution zum Ersatz auferlegt werden mögen“. Eventualiter wird der Antrag gestellt, den angefochtenen Beschluss dahingehend abzuändern, „dass dem Einspruch Folge gegeben und der Amtsbefehl vom 20.03.2014 ersatzlos aufgehoben wird“. Subeventualiter wird ein Aufhebungsantrag gestellt. Weiter begehrt der Revisionsrekurswerber jeweils Kostenersatz. Abschliessend enthält der Revisionsrekurs folgenden Satz:
„Im Weiteren wird auf die Anträge im Text verwiesen, die ebenfalls beantragt sind“. 
7. Der Sicherungswerber erstattete innerhalb von 14 Tagen nach Zustellung des Revisionsrekurses durch das Erstgericht eine Revisionsrekursbeantwortung, in der er beantragt, den Revisionsrekurs (als unzulässig) zurückzuweisen und in eventu diesen abzuweisen (diesem also keine Folge zu geben). Ein Kostenersatzantrag wird gestellt.
8. Über den Revisionsrekurs wurde bislang noch nicht entschieden, weil der Erstsicherungsgegner gegen Mitglieder des Fürstlichen Obersten Gerichtshofs – inzwischen zurückgewiesene – Ablehnungsanträge gestellt hatte. 
Am 09.11.2020 stellte der Erstsicherungsgegner ---------- von ---------- in einem unter anderem an den Fürstlichen Obersten Gerichtshof gerichteten Schreiben auch folgenden hier relevanten Antrag (III.:) 
„Sämtliche Verletzungs-Verfahren einschliesslich 01 CG.2014.140 sind zu unterbrechen. Die Verletzungen zu Lasten AK sind zu beseitigen, da sie als Folge der Beeinflussung durch die erkanntermassen der Befangenheit bzw Parteilichkeit überführter Staatsrichter die schädigende Fortsetzung die Völkerrechtsverletzung weiterführen oder wiederholen würden.“

Inhaltlich wird darauf verwiesen, dass die „rechtsfreundliche“ Vertretung des Erstsicherungsgegners „infolge der zweiten Verurteilung Liechtensteins am Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte dem Ministerrat im Exekutionsverfahren gegen Liechtenstein mit Eingabe vom 14. Oktober 2020 gebührlich begründet“ diverse Anträge gestellt habe. Darüber hinaus verweist der Erstsicherungsgegner in diesem Schreiben auf eine „Eingabe vom 14.10.2020 samt Begründung“ sowie „die vorhergehenden Anträge vom 02.09.2020 samt Begründung – die Liechtenstein bekannt sind“. Der Beschwerdeführer (AK) sei „seiner Rechtswegs-Erschöpfung vollständig nachgekommen“, während „die Umsetzung des wesentlichen EGMR Urteils AK (Nr 2)/Liechtenstein im Ministerrat weiterhin ausstehend und überfällig sei. Der „ausstehende Umsetzungsbedarf“ sei vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte auch in mehreren Folgeverfahren erkannt/bestätigt worden. Völkerrechtlich sei das Fürstentum Liechtenstein „zur unverzüglichen, vollständigen Umsetzung bis zur vollständigen Beseitigung aller Schäden und Folgeschäden verpflichtet“ und habe „nach bindendem Völkergewohnheitsrecht Wiedergutmachung zu liefern“. Die „noch andauernde Völkerrechtsverletzung müsse beendet werden“ und müsse „Liechtenstein gemäss Art 30 lit b ILC-Artikel zusichern den Verstoss nicht zu wiederholen.“
Der EGMR habe in mehreren repräsentativen Entscheidungen erkannt, „dass die fürstlichen Staatsrichter sich konventionswidrig befangen/parteilich gegen mich verhielten“. Diese Richter hätten in „über dreissig Verfassungsverfahren die Untergerichte (VBK, VGH, LG, OG, OGH) zum unzulässigen völkerrechtswidrigen Nachteil gegen den Unterzeichner beeinflusst.“ Solange „dieser Zustand grob völkerrechtswidrig unbehoben bleibt, ist die Fortsetzung von Untergerichtsverfahren völkerrechtswidrig“. Abschliessend wird unter anderem der oben und als Punkt III. bezeichnete Antrag gestellt. 
9. Dieser war als unzulässig zurückzuweisen.
9.1. Aufgrund seiner weiten Formulierung erfasst der gestellte Unterbrechungsantrag auch das derzeit beim Fürstlichen Obersten Gerichtshof zu OGH.2020.83 (01 CG.2014.140) anhängige Revisionsrekursverfahren. Der Fürstliche Oberste Gerichtshof entscheidet mit hier nicht in Betracht kommenden Ausnahmen in der Regel in nicht öffentlicher Sitzung. Die Durchführung einer mündlichen Verhandlung über den Unterbrechungsantrag ist gesetzlich nicht vorgesehen. Dazu kommt – wie noch darzulegen sein wird – dass der vorliegende Unterbrechungsantrag als unzulässig zurückzuweisen ist. Diesfalls ist es auch unter dem Gesichtspunkt des rechtlichen Gehörs nicht erforderlich, die Parteien im Rahmen des Verfahrens über den Unterbrechungsantrag zu Stellungnahmen einzuladen (vgl dazu allgemein Höllwerth in Fasching/Konecny3 II/3 § 190 ZPO Rz 86, 87) oder über den Antrag mündlich zu verhandeln.
9.2. Vorbehaltlich der nachfolgenden Ausführungen könnte man unter Umständen die Meinung vertreten, dass im Weg der Art 297, 51 EO die §§ 190, 191 ZPO hier zur Anwendung kommen könnten. Diese Bestimmungen stellen in der Regel auf die Unterbrechung eines Zivilprozesses wegen eines anderen Zivilprozesses oder eines anhängigen Verwaltungs- oder Strafverfahrens ab. Kein einziger entsprechender Tatbestand wird aber im Unterbrechungsantrag des Erstsicherungsgegners genannt. Eine Unterbrechung nach den zuletzt zitierten Bestimmungen kommt daher schon aus diesen Erwägungen nicht in Betracht. 
Abgesehen davon, dass – ohne im Detail auf die rechtliche Qualifikation der Bindungswirkung von Urteilen des EGMR einzugehen – nach einer beachtlichen Literaturmeinung eine Unterbrechung eines Rechtsstreits wegen der Anhängigkeit eines Verfahrens vor dem EGMR nicht stattzufinden hat (Höllwerth § 190 ZPO Rz 16 aE), macht der Erstsicherungsgegner in seinem Unterbrechungsantrag als Grund für denselben in erster Linie geltend, dass Richter des Fürstentums Liechtenstein „zum unzulässigen völkerrechtswidrigen Nachteil gegen den Unterzeichner beeinflusst“ seien. Dies trifft für das vorliegende Verfahren schon deshalb nicht zu, wurden doch Ablehnungsanträge des Erstsicherungsgegners gegen die im anhängigen Revisionsrekursverfahren zur Entscheidung berufenen Richter des Fürstlichen Obersten Gerichtshofs rechtswirksam zurückgewiesen. Auch deshalb sind allfällige Verfahren vor dem EGMR nicht als Anlass geeignet, das vorliegende Revisionsrekursverfahren zu unterbrechen. 
9.3. Schliesslich wird die Anwendung des § 190 ZPO im Provisorialverfahren wie hier anhängig mit in diesem Verfahren nicht in Betracht kommenden Ausnahmen als nicht zulässig angesehen (vgl Höllwerth Rz 85; RIS-Justiz RS0107622). Das lässt sich ohne Weiteres mit dem dringlichen Charakter des Verfahrens begründen, das einstweiligen Rechtsschutz gewähren soll.
9.4. Soweit der Erstsicherungsgegner in seinem Antrag vom 09.11.2020 auf Inhalte von in anderen Verfahren oder allenfalls in einem anderen Verfahrensstadium erstatteten Schriftsätzen verweist, ist dies unzulässig, so dass der Fürstliche Oberste Gerichtshof darauf nicht eingehen kann (OGH 11.12.2018 08 EX.2018.569 GE 2020,89 LES 2019,34 Erw 6.1.; 04.11.2016 09 CG.2015.308 GE 2017,47 Erw 9.2.3.; RIS-Justiz RS0007029).
9.5. Zusammengefasst erweist sich der Unterbrechungsantrag als unzulässig, weshalb er zurückzuweisen war.
10. Abschliessend sei bemerkt, dass der Erstsicherungsgegner mit seinem wenig substantiierten Unterbrechungsantrag einen weiteren Versuch unternimmt, dieses Verfahren in seiner Gesamtheit zu verzögern, obwohl er es ist, der nach seinem eigenen Vorbringen beim EGMR Beschwerden zu seiner Meinung nach überlangen Verfahren eingebracht hat. Da aber eine schon ins Gewicht fallende Verzögerung des Verfahrens vor dem Fürstlichen Obersten Gerichtshof bisher noch nicht bewirkt wurde, bedarf es noch nicht der Verhängung einer Mutwillensstrafe über den Erstsicherungsgegner wegen allfälliger Prozessverschleppung. 
Fürstlicher Oberster Gerichtshof, 
1. Senat
Vaduz, am 16. Dezember 2020

Der Präsident

Univ.Prof.i.R. Dr. Hubertus Schumacher
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	Für die Richtigkeit der Ausfertigung

Astrid Wanger


Rechtsmittel:
Gegen diesen Beschluss ist kein Rechtsmittel zulässig.
